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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 22/11 B 
 
L 5 R 92/08 (Sächsisches LSG) 
S 16 R 1250/06 (SG Chemnitz) 
 
 
 
………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….. , 
   
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 22. Februar 2011 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.2.2011 hat das Sächsische LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 1.9.1961 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversor-

gung der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache (I.), Verfahrensmängel (II.) und eine Rechtsprechungsabweichung (III.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage 

aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 

2009, § 160a RdNr 41). 
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Der Kläger hält für grundsätzlich bedeutsam 

 "die Frage der Abgrenzung zwischen prägender Produktionstätigkeit und notwendiger 
Massengebäudeproduktion entsprechend dem fordistischen Produktionsmodell". 

 

Damit hat er keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich einer konkreten 

revisiblen (Bundes-)Norm (vgl § 162 SGG) mit höherrangigem Recht aufgeworfen, die der 

Senat mit "ja" oder "nein" beantworten könnte (vgl dazu Senatsbeschlüsse vom 6.4.2010 

- B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10 und vom 21.7.2010 - B 5 R 154/10 B - BeckRS 

2010, 72088 RdNr 10; BSG, Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 

RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Beschwerdebegründung bezeichnet lediglich 

Begriffe ("prägende Produktionstätigkeit", "notwendige Massengebäudeproduktion" und "for-

distisches Produktionsmodell") als abgrenzungsrelevant, ohne jedoch das (Bundes-)Gesetz 

und die darin enthaltenen Normen zu benennen, die ausgelegt werden sollen, um die 

Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Die gesamte Begründung der 

Nichtzulassungsbeschwerde setzt sich nirgendwo mit Rechtsvorschriften, geschweige denn mit 

höchstrichterlicher Rechtsprechung oder einschlägiger Literatur auseinander, sodass auch die 

Klärungsbedürftigkeit der aufgezeigten Problematik nicht einmal ansatzweise dargetan ist. Die 

bloße Behauptung, die Abgrenzungsfrage sei revisionsrechtlich noch nicht entschieden, erfüllt 

die Darlegungserfordernisse nicht. 

 

II. Auch die Verfahrenrüge hat keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensman-

gels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründen-

den Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, 

dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht 

auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

1. Werden - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(a) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (b) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (c) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (d) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (e) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-
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lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN; Fichte, aaO, § 160a RdNr 55). 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn sie ver-

säumt es bereits, Fundstelle und Wortlaut eines prozessordnungskonformen Beweisantrags 

- im hier maßgeblichen Sinn der ZPO - wiederzugeben und darzulegen, der im 

Berufungsverfahren rechtskundig vertretene Kläger habe einen solchen Antrag wiederholt, als 

er sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärte 

(stRspr BSG, vgl SozR 3-1500 § 160 Nr 31 mwN). Denn im vorbehaltslosen Verzicht auf eine 

mündliche Verhandlung ist gleichzeitig der Verzicht auf eine zuvor beantragte Beweiserhebung 

zu sehen (BSG Beschluss vom 17.5.2010 - B 13 R 57/10 B; BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4; 

vgl auch BFH Beschluss vom 29.6.2010, BFH/NV 2010, 1847). Wer eine Entscheidung ohne 

mündliche Verhandlung akzeptiert, muss deshalb in der Zustimmungserklärung verdeutlichen, 

dass schriftsätzlich beantragte Beweise erhoben werden müssen, bevor zu seinen Lasten 

entschieden werden darf (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 74 mwN). Hieran fehlt es. 

 

2. Darüber hinaus rügt der Kläger eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung 

rechtlichen Gehörs (§§ 62, 128 Abs 2 SGG, Art 103 Abs 1 GG). Ein solcher Verstoß liegt ua 

vor, wenn das LSG seine Pflicht verletzt, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu 

nehmen und zu erwägen (sog Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13; BSG SozR 

3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu 

denen sich die Beteiligten nicht äußern konnten (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 

Abs 2 SGG; vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 9. Aufl 2008, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden 

Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß selbst zu bezeichnen, sondern auch 

darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die 

angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). Darüber 

hinaus setzt die Gehörsrüge voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan 

zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (Senatsbeschluss vom 14.4.2009 - B 5 R 

206/08 B - NJW 2010, 1229; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 

= SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht. 

 

Der Kläger rügt, das LSG habe Zeugenaussagen aus einem Parallelverfahren verwertet, ohne 

den Beteiligten rechtliches Gehör zu gewähren. Er versäumt es jedoch darzulegen, dass und 

ggf inwiefern das Berufungsgericht die Zeugenaussagen zur Grundlage seiner Entscheidung 

gemacht haben könnte. Erst recht lässt die Beschwerdebegründung offen, warum den Kläger 

die Berücksichtigung der Zeugenaussagen überrascht haben könnte, obwohl er - wie er selbst 
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vorträgt (S 8 der Beschwerdeschrift) - "die Abschriften vom Verhandlungsprotokoll und Urteil 

dem Gericht zur Kenntnisnahme überlassen" hatte. 

 

III. Soweit er schließlich darlegt, das angefochtene Urteil weiche von der "Rechtsprechung des 

4. Senats des Sächsischen Landessozialgerichtes" ab, hat der Kläger von vornherein keine 

divergenzfähige Entscheidung iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG bezeichnet. Nach dieser Vorschrift 

muss sich die behauptete Abweichung des Berufungsgerichts nämlich auf eine Entscheidung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG beziehen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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